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Aktuelle Beiträge 

zum Architekten-, privaten Bau-, Immobilien-, und 

Vergaberecht 

 
 

 

 

 

Architektenrecht 
 
 

Wer überwacht die TGA-Gewerke, 

wenn kein Fachplaner beauftragt 

ist? 
OLG Düsseldorf, Beschluss vom 06.03.2025 

– 22 U 55/24 

 

 

Ein Architekt war mit der  

Vollarchitektur für den Umbau eines 

Fitnessstudios beauftragt worden. Der 

Erweiterungsbau beinhaltete einen 

Saunatrakt. Es zeigten sich nach  

Fertigstellung verschiedene Mängel 

im Saunabereich wegen deren der  

Architekt vom Bauherrn auf  

Schadensersatz in Anspruch  

genommen wurde. Der Architekt  

verteidigt sich damit, dass ihm die 

Planung und Überwachung der  

Haustechnik nicht oblegen habe,  

vielmehr hätte das mit den Sanitärar-

beiten betraute Bauunternehmen die 

Haustechnik geplant, geliefert und 

auch die „Fachbauleitung“ gestellt. 

Ohne Erfolg! 

 

Der Architekt irrt, so das OLG  

Düsseldorf, wenn er denkt, dass er 

deshalb keine Bauüberwachung 

schulden, weil er nicht mit der  

Planung der technischen 

Gebäudeausrüstung betraut worden 

sei. Die Überwachung auch von  

Arbeiten in Sauna und Bädern war 

vom Architekten geschuldet, weil der 

Bauherr dies nach den Umständen 

und aufgrund der Beauftragung mit 

der „Vollarchitektur“ erwarten konnte 

und durfte. Der Architekt wusste, dass 

es für die Haustechnik in dem  

Saunabereich keinen gesonderten 

Fachplaner für die Bauüberwachung 

gab. Die ausführende Firma hatte die 

Bauausführungsleistung selbst  

erbracht und konnte sich deshalb 

nicht selbst überwachen. Eine  

„Fachbauleitung“ ist von der  

Objektüberwachung zu unterschei-

den. Aber selbst, wenn man  

annehmen würde, der Architekt hätte 

diese Leistungen nicht überwachen 

müssen, müsste er für die Mängel  

einstehen. Er hätte im Rahmen der 

von ihm geschuldeten Beratung zum 

Leistungsbedarf seinen Auftraggeber 

darauf hinweisen müssen, dass eine 

Bauüberwachung durch ihn nicht  

erfolgen würde und von daher  

entsprechender Handlungsbedarf  

bestehe. 

 

Es gehört zu den Aufgaben des  

Architekten den Bauherrn darüber zu 

beraten, ob die ihm in Auftrag  

gegebenen Leistungen ausreichen, 

um das Projekt zu realisieren oder ob 
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aus welchen Gründen auch immer die 

Einschaltung von Sonderfachleuten 

erforderlich ist. 

 

Vom Ergebnis hat die unterbliebene 

Beauftragung eines TGA Fachplaners 

zwar keine leistungserweiternde  

Wirkung dergestalt, dass der mit der 

Gebäudeplanung beauftragte  

Architekt auch Leistungen aus dem 

Leistungsbild technische Ausrüstung 

erbringen müsste. Der Architekt hat 

jedoch zwingend auf die Notwendig-

keit der Hinzuziehung eines  

Fachplaners hinzuweisen. (Dr. B) 

 

 

Privates Baurecht 
 
 

Anforderungen an Darlegung eines 

Mietausfallschadens bei verzöger-

ter Fertigstellung 
BGH, Beschluss vom 19.03.2025 - VII ZR 

231/23 

 

 

Im Rahmen eines Generalunterneh-

mervertrages war der Auftragnehmer 

verpflichtet, seine Leistungen bis zum 

19.04.2010 fertig zu stellen, was der 

Auftragnehmer aber nicht schaffte. In 

dem Prozess macht dann der  

Auftraggeber unter anderem einen 

Mietausfallschaden in Höhe von rund 

1,7 Millionen Euro geltend. 

 

Der BGH hat in dieser Entscheidung 

klargestellt, zur Begründung des  

Anspruchs auf Ersatz von  

Mietausfallschaden reicht es (schon) 

aus, dass der Auftraggeber vorgetra-

gen hat, infolge des Überschreitens 

des vereinbarten Fertigstellungster-

mins sei eine Vermietung an zum 

Einzug bereite Mietinteressenten erst 

zu einem späteren Zeitpunkt möglich 

gewesen und dies im Einzelnen  

anhand einer konkreten Übersicht der 

jeweils in Aussicht genommenen 

Vermietungen und der tatsächlich  

geschlossenen Mietverträge unter 

Darlegung der jeweils entgangenen 

Mieten darlegt und unter Beweis 

stellt. (SP) 

 
 

Werklohn- und Mängelansprüche 

nach Kündigung wegen Nichtleis-

tung einer Bauhandwerkersiche-

rung 
BGH, Urteil vom 16.04.2025. VII ZR 236/23, 

IBRRS 2025,1147 

 

 

Der Unternehmer wurde vom  

Besteller mit WDVS-Arbeiten  

beauftragt. Nachdem eine geforderte 

Bauhandwerkersicherheit nicht  

geleistet wurde, kündigte der  

Unternehmer den Vertrag gem.  

§ 648a Abs. 5 S. 1 BGB a.F. und nach 

erneuter Fristsetzung auch in Bezug 

auf bestehende Mängelansprüche. 

Der Unternehmer begehrt die volle 

Vergütung auch insoweit, als Mängel 

bestehen. Der Unternehmer hat  

hiermit nur teilweise Erfolg.  

 

Da der Besteller auch im Fall einer 

Kündigung grundsätzlich zur  

Bezahlung der erbrachten Leistung 

verpflichtet bleibt, hat er ein  

berechtigtes Interesse daran, die  

Ansprüche wegen der Mängel dieser 

Leistung nicht zu verlieren. Auf der 

anderen Seite hat auch der  

Unternehmer ein berechtigtes  

Interesse daran, die Mängel der von 

ihm erbrachten Leistung selbst zu  

beseitigen, um den vollen Werklohn 

hierfür beanspruchen zu können. 

Zwar handelte der Unternehmer im 

Hinblick auf die Mängel 
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vertragswidrig. Nicht unberücksich-

tigt bleiben darf jedoch, dass der  

Besteller mit der Nichtleistung der 

Bauhandwerkersicherung seinerseits 

eine Pflichtverletzung begeht.  

 

Im Sinne eines angemessenen Interes-

sensausgleichs kommt der BGH  

daher zu folgendem Ergebnis: 

 

Nach wirksamer Kündigung eines 

Werkvertrags wegen Nichtleistung  

einer Bauhandwerkersicherung gem. 

§ 648a Abs. 5 S. 1 BGB a.F. (heute:  

§ 650f Abs. 5 BGB) hat der  

Unternehmer die Wahl etwaige bis 

zur Kündigung entstandene Mängel 

zu beseitigen oder die Beseitigung der 

Mängel zu verweigern und  

stattdessen eine geminderte  

Verfügung zu verlangen.  

 

Der nach der Kündigung bestehende 

Vergütungsanspruch gem. § 648a 

Abs. 5 S. 1 BGB a.F. ist für den Fall, 

dass die Mängelbeseitigung wegen 

Nichtleistung der Bauhandwerkersi-

cherung abgelehnt wird, in Anleh-

nung an §§ 634 Nr. 3, 638 BGB, um 

den auf den Mangel entfallenden 

Wertanteil der Vergütung zu kürzen. 

 

Einer erneuten Fristsetzung zur  

Leistung der Bauhandwerkersiche-

rung vor Ablehnung der  

Mangelbeseitigung bedarf es nicht. 

 

Eine Lösung wonach der  

Unternehmer die Vergütung erst nach 

Erbringung der Mängelbeseitigung 

oder Zug um Zug gegen diese  

verlangen kann, wäre unangemessen. 

Denn damit wäre der Unternehmer 

gezwungen eine ungesicherte  

Vorleistung zu erbringen, um seinen 

Vergütungsanspruch durchsetzen zu 

können.  

 

Mit dieser Entscheidung  

berücksichtigt der BGH sowohl die 

Interessen des Bestellers als auch des 

Unternehmers. Insbesondere die  

Position des Unternehmers wird nach 

Kündigung wegen Nichtleistung  

einer Bauhandwerkersicherung  

gestärkt. (MW) 

 
 

Immobilienrecht 

 
 

Übertragung der Entscheidungs-

kompetenz per Beschluss 
BGH, Urteil vom 05.07.2024, V ZR 241/23 

 

 

Einleitung: Aus Praktikabilitätserwä-

gungen werden durch die Wohnungs-

eigentümer oftmals Entscheidungen 

über anstehende Maßnahmen in  

einem gewissen Rahmen auf den  

Verwalter übertragen. Dies geschieht 

beispielsweise bei der Geltendma-

chung von Gewährleistungsansprü-

chen und der Einleitung gerichtlicher 

Verfahren. Dabei wird der Umfang 

der Mängelrügen und der Umfang  

eines Fragenkataloges und die Frage 

inwieweit bauteilzerstörende Unter-

suchungen vorgenommen werden in 

das Ermessen des Verwalters oder des 

Beirats gestellt. 

 

Mit Spannung war die Entscheidung 

des BGH erwartet worden, ob ein  

solcher gefasster Beschluss zur  

laufenden Betreuung einer Fenstersa-

nierung innerhalb der Beschlusskom-

petenz der Wohnungseigentümerge-

meinschaft liegt und ob der gefasste 

Beschluss den Bestimmtheitsgrund-

sätzen entspricht. 
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Zur Entscheidung: 

 

Folgender Beschlussantrag lag der 

Anfechtungsklage zugrunde: 

 

„Die Verwaltung wird ermächtigt, die 

Erneuerung der Fensteranlage nach 

den folgenden Maßgaben zu  

beauftragen: 

 

Es soll ein Austausch nach Dringlich-

keit erfolgen. Vorab sollen noch mal 

drei Angebote eingeholt werden. Der 

Umfang des jährlichen Budgets für 

2022 soll bei 35.000,00 € brutto  

liegen. Die Fenster sollen der Optik 

der bisherigen Fensteranlagen  

entsprechen. … Ebenfalls sollen  

mögliche Fördermittel für das  

Vorhaben geprüft und beantragt  

werden. Die Kosten dieser  

Maßnahme sollen aus der  

Erhaltungsrücklage finanziert wer-

den. 

 

Die Verwaltung soll die Maßnahmen 

unabhängig von einem möglichen  

Anfechtungsverfahren in Auftrag  

geben und wird von einer Haftung 

freigesprochen. …“ 

 

In 2. Instanz wurde der Beschluss-

anfechtungsklage stattgegeben.  

Beschlusskompetenz und die Delega-

tionsbefugnis bestünden zwar.  

Mangels hinreichender Bestimmtheit 

würde aber nach dem Landgericht 

Düsseldorf dieser Beschluss nicht 

ordnungsgemäßer Verwaltung ent-

sprechen. Es gebe keine Vorgaben zu 

Bezugsgrößen und Kostengrößen, 

keinen Leistungskatalog, keinen  

Kostenvoranschlag, keine Angaben 

zur Ausgestaltung der Fenster usw. 

 

 

Dem entgegnet der BGH: Im Hinblick 

auf den weiten Ermessensspielraum 

der Mehrheit im Hinblick auf  

Erhaltungsmaßnahmen entspreche 

eine Delegation regelmäßig jedenfalls 

dann ordnungsgemäßer Verwaltung, 

wenn die Wohnungseigentümer 

selbst die grundlegende Entscheidung 

über deren Vornahme getroffen haben 

und der Verwalter nur über die  

Ausführung im Einzelnen  

entscheiden solle. Ein Entscheidungs-

maßstab müsse nicht konkret definiert 

werden. Es sei eine Selbstverständ-

lichkeit, dass der Verwalter im  

Rahmen des Entscheidungsermessens 

das Gebot der Wirtschaftlichkeit  

beachten müsse. Der Beschluss müsse 

deshalb schon nicht verfeinert und 

wiederholt werden, weil dies einer  

effizienten Verwaltung entgegen-

stehe. (WS) 

 
 

Vergaberecht 
 

 

Wertungsentscheidung ist nicht de-

legierbar! 
IBRRS 2025, 1003 

VK Nordbayern, Beschluss vom 28.01.2025 

- RMF-SG21-3194-9-39 

 

 

Die Vergabekammer Nordbayern hat 

in ihrer Entscheidung vom Januar 

2025 nochmals explizit klargestellt, 

dass die Wertungsentscheidung vom 

Auftraggeber selbst getroffen  

werden muss und nicht auf Dritte  

delegierbar ist. Eine „Fachkommis-

sion aus Bauherr, Nutzer und Planer“ 

ist unzulässig. Zwar sei es grundsätz-

lich zulässig, dass der Auftraggeber 

externen Sachverstand bei der  

Angebotsbewertung hinzuziehe, die 

Wertungsentscheidung selbst müsse 

jedoch vom Auftraggeber getroffen 
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werden. Sie könne nicht delegiert 

werden, weil es sich um eine  

eigenverantwortlich zu treffende  

Entscheidung des Auftraggebers  

handele. Eine Vorbereitung der  

Angebotsauswertung durch einen  

externen Dienstleister sei zwar  

möglich, wenn sich der Auftraggeber 

dessen Ergebnis zu eigen machen 

kann. Eine gemeinsame Wertungsent-

scheidung mit Externen sei hingegen 

nicht möglich. Somit können auch  

externe Verfahrensbetreuer die  

Wertungsentscheidungen im Verga-

beverfahren nicht selbst treffen,  

sondern die Wertung selbst muss 

durch den Auftraggeber erfolgen.  

Externe können hierbei lediglich  

beratend mit hinzugezogen werden.  

Zudem wurden im Vergabeverfahren 

noch weitere Verstöße festgestellt. 

Die in den Vergabeunterlagen  

hinterlegte Wertungsmethode war in 

sich widersprüchlich und für eine  

Angebotsbewertung ungeeignet. In 

den Vergabeunterlagen war  

hinterlegt, das die Zuschlagskriterien 

der Angebotspreis zu 50 % und die 

Bewertungskriterien zu 50 % waren. 

Laut Formel werden 142 Wertungs-

punkte vergeben. Maximal 100  

Wertungspunkte für den niedrigsten 

Wertungspreis (50 % = 50 Punkte) 

und max. 42 Wertungspunkte für die 

Gestaltung/Konstruktion (50 % = 21 

Punkte). Die maximale Punktzahl von 

50 Punkten für den Angebotspreis 

und 21 Punkten für die Bewertungs-

kriterien entspräche laut Vergabe-

kammer jedoch nicht den Vorgaben, 

dass die Zuschlagskriterien jeweils 

mit 50 % gewertet werden sollen. 

Auch habe die tatsächliche Angebots-

wertung nicht den genannten  

Vorgaben entsprochen, da der Preis 

beispielsweise mit 100 Punkten  

gewertet worden sei. Möglicherweise 

war die Intention des Auftraggebers 

hier auch anders, die Formulierung 

der Bewertung war jedoch  

irreführend. 

 

Auch kreidete die Vergabekammer 

an, dass im Rahmen der  

Wertungskriterien ein Angebot,  

welches die Mindestanforderungen 

nicht erfüllt, mit 0 Punkten bewertet 

werden sollte. Die Kammer sieht  

hierin einen Verstoß, da ein Angebot 

das Mindestanforderungen nicht  

erfüllt zwingend auszuschließen sei 

und hier nicht lediglich eine  

Bewertung mit 0 Punkten  

vorgenommen werden könne. (SC) 

 
 

Was gehört zum allgemeinen  

Bieterwissen? 
(VK-Bund Beschl. v. 03.07.2024 VK 2 -

55/24) 

 

 

Erkennbare Vergabeverstöße müssen 

vom Bieter fristgerecht gerügt  

werden, andernfalls hat ein  

Nachprüfungsantrag vor der  

Vergabekammer keine Aussicht auf 

Erfolg. Wann ein erkennbarer  

Verstoß vorliegt, hat die VK-Bund 

konkretisiert. 

 

Entscheidend ist die Perspektive eines 

fachkundigen Bieters. Konnte dieser 

nach objektivem Empfängerhorizont 

und bei Beachtung der üblichen  

Sorgfalt einen Verstoß ausmachen, 

besteht Obliegenheit zur Rüge. Die 

übliche Sorgfalt gebietet hierbei eine 

intensive Auseinandersetzung mit  

allen bekannt gemachten Unterlagen. 
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Diesen relativ strengen Maßstab  

begründet die Kammer damit, dass 

mögliche Verstöße umgehend gerügt 

werden und nicht erst nach Erhalt  

einer ablehnenden Information. Es 

soll vermieden werden, dass der  

öffentliche Auftraggeber mit seinem 

Vergabeverfahren zurückgesetzt wird 

zu einer erneuten Auftragsbekannt-

machung, wenn ein Bieter nach Erhalt 

einer Mitteilung nach § 134 GWB 

Vergabeunterlagen rügt, einen  

Nachprüfungsantrag stellt und dieser 

begründet ist.  

 

Die Bedeutung der Rügeobliegenheit 

erschließt sich insbesondere bei  

nichtoffenen Verfahren, wo bereits 

vorab ein Teilnahmewettbewerb  

absolviert wird. Erfolgt hier eine 

Rüge gegen die Grundlage des  

Vergabeverfahrens erst nach Erhalt 

der Mitteilung gemäß § 134 GWB, 

zieht dies eine erhebliche  

Verzögerung des gesamten  

Verfahrens nach sich. 

 

Im Rahmen der Rüge muss der Bieter 

den behaupteten Rechtsverstoß nicht 

präzise vergaberechtlich verorten. Es 

genügt, dem Auftraggeber  

darzulegen, welche Tatsachen, nach 

laienhafter Bewertung den Vergabe-

verstoß begründen. 

 

Im entschiedenen Fall war die  

Erkennbarkeit sowohl in tatsächli-

cher, als auch rechtlicher Sicht  

gegeben. In tatsächlicher Hinsicht, da 

die fehlerbehaftete Bewertungsmatrix 

bekannt gemacht wurde und allen 

Bietern zugänglich war. In rechtlicher 

Hinsicht war der Verstoß erkennbar, 

da es zum allgemeinen Bieterwissen 

gehört, dass Bewertungskriterien, die 

nicht zum Auftragsgegenstand passen 

bzw. unklare Bewertungsmaßstäbe 

keine gleichmäßige Bewertung bzw. 

keine belastbare Konzepterstellung 

und damit keine vergleichbaren  

Angebote ermöglichen, vergaberecht-

lich bedenklich sind. Nach dem  

Empfängerhorizont eines durch-

schnittlichen, sorgfältigen Bieters, 

drängten sich die Vergabefehler also 

in doppelter Hinsicht auf und  

begründeten eine Rügeobliegenheit. 

Da die Bieterin dieser nicht  

nachgekommen war, wurde der 

Nachtprüfungsantrag als unzulässig 

abgewiesen. (SD) 
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